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c) Forderungen aus einem vom Verwalter vereinbarten Sozialplan, soweit die Summe der Sozialplan­
forderungen nicht größer ist als der Gesamtbetrag von drei Monatsverdiensten der von einer Ent­
lassung betroffenen Arbeitnehmer und ein Drittel des zu verteilenden Erlöses nicht übersteigt; 
entsprechendes gilt für außerhalb eines Sozialplans zu gewährende Leistungen,

soweit die in den Buchstaben а und b genannten Forderungen nicht gemäß § 13 vorab zu begleichen 
sind;“

- Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen; die bisherigen .Nummern 3 bis 5 werden Nummern 2 bis 4.
II) § 20 wird wie folgt gefaßt:

„§ 20 

Rechtsmittel
Gegen Entscheidungen des Gerichts steht dem Schuldner und allen Betroffenen die sofortige Beschwerde 
zu.“

mm) § 21 wird wie folgt gefaßt:

»§ 21
Ergänzende Vorschriften

(1) Die Vergütung und die Erstattung von Auslagen des Verwalters und der Mitglieder des Gläubiger­
ausschusses richten sich nach der Verordnung über die Vergütung des Konkursverwalters, des Vergleichs­
verwalters, der Mitglieder des Gläubigerausschusses und der Mitglieder des Gläubigerbeirats in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 311-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 11. Juni 1979 (BGBl. I S. 637), in der jeweils geltenden Fassung.
(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gesamtvollstreckungssachen 
einem Kreisgericht für die Bezirke mehrerer Kreisgerichte zuzuweisen, sofern die Zusammenfassung für eine 
sachliche Förderung und schnellere Erledigung der Verfahren zweckmäßig ist. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Landesjustizvärwaltungen übertragen. Die Erste 
Durchführungsbestimmung zur Verordnung über die Gesamtvollstreckung vom 31. Juli 1990 (GBl. I Nr. 54 
S. 1152) gilt bis zu ihrer Änderung nach Maßgabe des Landesrechts in dem in Artikel 3 des Einigungsvertra­
ges genannten Gebiet als Rechtsverordnung im Sinne des Satzes 1 fort.“

nn) In § 22 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Absatz 1 gilt entsprechend für ein Konkursverfahren, das im Geltungsbereich der Konkursordnung 
eröffnet wird. Die Absätze 2 und 3 sind in diesem Fall nicht anzuwenden.“

oo) In § 23 werden die Worte „Bei Inkrafttreten dieser Verordnung“ durch die Worte „Am 1. Juli 1990“ ersetzt.
pp) § 24 wira gestrichen.

c) Wird in übergeleitetem Bundesrecht auf die Vergleichsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs­
nummer 311-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 10 Abs. 2 des Gesetzes vom
19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355) Bezug genommen, so ist sie nicht anzuwenden. An ihre Stelle treten, soweit 
möglich, die entsprechenden Vorschriften der Gesamtvollstreckungsordnung oder des Gesetzes über die Unter­
brechung von Gesamtvollstreckungsverfahren.

d) Ein Gesamtvollstreckungsverfahren erfaßt auch das im Geltungsbereich der .Konkursordnung befindliche Ver­
mögen des Schuldners. Die Zwangsvollstreckung in solches Vermögen oder ein gesondertes Konkursverfahren

‘ hierüber sind nicht zulässig.

2. Zweite Verordnung über die Gesamtvollstreckung - Unterbrechung des Verfahrens - vom 25. Juli 1990 (GBl. I Nr. 45 
S. 782)

mit folgenden Maßgaben:

a) Sie gilt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet als Gesetz des Bundes fort.
b) Sie wird wie folgt geändert:

aa) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt:
„Gesetz über die Unterbrechung von Gesamtvollstreckungsverfahren“ 

bb) Der Satz vor § 1 wird gestrichen.

cc) In § 1 werden die Worte „Diese Verordnung“ durch die Worte „Dieses Gesetz“ und das Wort „Gesamtvoll­
streckungsverordnung“ durch das Wort „Gesamtvollstreckungsordnung“ ersetzt.

dd) In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird vor dem Wort „Beschwerde“ das Wort „sofortige“ eingefügt.
ее) § 7 wird wie folgt geändert:

- in Absatz 1 Satz 4 werden das Wort „Gesamtvollstreckungsverordnung“ jeweils durch das Wort „Gesamt­
vollstreckungsordnung“ und die Worte „im Rang nach § 17 Abs. 3 Ziff. 5“ durch die Worte „im Rang des 
§ 17 Abs. 3 Nr. 4“ ersetzt.


